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Appenzell, 19. April 2019 

 

Mitteilungen der Standeskommission (amtlich mitgeteilt) 

Beitrag 

Die Standeskommission stellt der Caritas Schweiz für die Hilfe an die Opfer des Tropensturms 

in Moçambique einen Beitrag von Fr. 5’000.-- aus dem Swisslos-Fonds zur Verfügung.  

 

Genehmigung 

Das von der Versammlung der Schulgemeinde Meistersrüte am 15. März 2019 beschlossene 

Reglement der Schulgemeinde Meistersrüte hat die Standeskommission genehmigt.  

 

Erleichterte Einbürgerungen 

Das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement hat Benoît Jacques Aimé Tane, geboren 

am 4. April 1973, französischer Staatsangehöriger, Enkel der Simonne Mousseau geborene 

Haas, von Appenzell, sowie seine Kinder François Guilhem Marie Tane, geboren am 15. Okto-

ber 2004, und Vivien Roch Marie Tane, geboren am 15. Oktober 2004, alle wohnhaft in Frank-

reich, erleichtert eingebürgert. Die drei genannten Personen haben damit das Bürgerrecht von 

Appenzell, das Landrecht des Kantons Appenzell I.Rh. und das Schweizer Bürgerrecht erlangt. 

 

Geschäfte Grosser Rat 

Die Standeskommission hat folgende Vorlagen beraten und an den Grossen Rat überwiesen:  

 Botschaft zur Anpassung des kantonalen Nutzungsplans «Nagelfluhabbau Oberstein-Schat-

ten» 

 Fusionsverordnung 

 

Rekurs gegen Baubewilligung 

Ein in der Ortsbildschutzzone stehendes Gebäude kann abgebrochen und durch einen Neubau 

ersetzt werden, wenn es nicht auf der Liste der von der Planungsbehörde unter Objektschutz 

gestellten Gebäuden steht. Wird mit Rekurs gegen ein Bauvorhaben bemängelt, die vom Bau-
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gesetz verlangte gute Einfügung der Baute sei nicht gegeben, müssen im Rekurs die Anhalts-

punkte, die einer guten Gesamtwirkung entgegenstehen, konkret angeführt werden. Ein pau-

schaler Verweis auf Eingaben im Verfahren der Vorinstanz ist nicht ausreichend.  

Ein bestehendes Gebäude in einer Bauzone, die zugleich von einer Ortsbildschutzzone überla-

gert ist, soll abgebrochen und an gleicher Stelle ein neues Haus gebaut werden. Die Baubewilli-

gungsbehörde hat der Bauherrschaft die Baubewilligung erteilt. Die Fachkommission Heimat-

schutz hat die Baubewilligung mit Rekurs angefochten. Darin wird der Erhalt des im Ortsbild-

schutzgebiet stehenden Gebäudes verlangt. Für den Fall der Erteilung einer Abbruchbewilli-

gung wird beantragt, dass eine gute Einfügung des Neubaus verlangt wird. Die Standeskom-

mission hat den Rekurs gegen die Baubewilligung abgewiesen.  

Das Baugrundstück befindet sich in einer Ortsbildschutzzone. Das anwendbare Baureglement 

enthält aber kein Abbruchverbot für Gebäude in der Ortsbildschutzzone. Das fragliche Gebäude 

figuriert auch nicht auf der Liste der Gebäude und anderer Kulturobjekte, die von der Planungs-

behörde unter Objektschutz gestellt worden sind, weil sie von besonderem historischem, kunst-

geschichtlichem, architektonischem oder handwerklichem Wert sind. Das bestehende Gebäude 

steht damit, auch wenn es sich in der Ortsbildschutzzone befindet, nicht unter Schutz und darf 

abgebrochen werden.  

Im Baugesetz findet sich die Bestimmung, dass Bauten und Anlagen im Landschafts-, Orts- und 

Strassenbild und für sich eine gute Gesamtwirkung erzielen müssen. Die Rekurrentin behaup-

tet, dass der von der Bauherrschaft geplante Neubau dieser Vorschrift nicht genügt. Es werden 

aber keine konkreten Anhaltspunkte vorgetragen, die einer guten Gesamtwirkung des Neubaus 

entgegenstehen. Stattdessen verweist die Rekurrentin pauschal auf ihre Eingaben bei der Vo-

rinstanz. Im Verwaltungsverfahrensgesetz findet sich aber eine Verpflichtung der Rekurrenten, 

ihr Rechtsmittel zu begründen. Als Rechtsmittelbehörde hat die Standeskommission die gute 

Gesamtwirkung des von der Baubewilligungsbehörde bewilligten Neubaus also nur zu überprü-

fen, wenn die Rekurrentin konkrete Anhaltspunkte dafür liefert, dass die gute Gesamtwirkung 

nicht gegeben sein könnte. Abgesehen von einem pauschalen Verweis auf ihre Eingaben im 

Baubewilligungsverfahren hat die Rekurrentin keine solchen Anhaltspunkte vorgetragen. Aus 

dem Rekurs ging somit nicht hervor, in welchen Punkten und weshalb der Entscheid der Vo-

rinstanz angefochten wird.  
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